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(Es soll in der nachstehenden Untersuchung die Frage er-

ödert werde»: ob bei der jetzt bewerkstelligten Codification des 

Kurländischen Provincialrechts die Gesetze des ehemaligen Pil-

kuschen Kreises nicht lieber ganz ausgeschieden und auch für 

Pilteu mit Aufhebung der Piltenscheu Gesetze das Kurländische 

Landrecht direct zur Anwendung kommen solle. 

Die Hauptquellen des Piltenschen Rechts sind: 

1) Gesetze und Statuten des Piltenschen Kreises, von 1611. 

2) Decisioueu der nach Pilten geseudeten Commissioueu, 

zumal Piltensche Regiments-Formel vou 1617, die ver­

schiedeneu Proeeßorduuugeu von 1617, 1646, 1753 

resp. 17'56 1). 

3) Die Piltenschen Landtagsschlüsse bis 1817, ungedruckt 

imd fast gar nicht zu haben2). 

Bou diesen Quellen sind gänzlich ausgehoben durch Regie-

ruugspateut v. 22. April 1819 alle sich aus den Proeeß bezie-

heudeu Bestimmungen 3). 

Und somit scheiden gänzlich ans: 

a. Thl. I. Titel II bis XVIII der Piltenschen Statuten, wie 

') Sämmtliche gedachten Quellen sind zusammen abgedruckt von E. 

v. Mirbach. Mitau, 1776. 
2) v. Bunge, Kurl. Privatrecht § 10. 
3) v. Bunge I. c. § 10, zumal Anm. e. 

1* 
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b. der modus procedendi in Baiierforderungssachen, 

c. in liquiden Schuldsorderungssachen, 

d. in Restitutionssachen u. s. w. 
Der Statuta Pilteusia Thl. I. Tit. I. von der Jncorpo-

ratio:: ist aufgehoben dnrch die Unterwerfung unter Rußland 

i. I. 1795. 

Thl. IT. Tit. I. von der Gewalt der Erbherren über ihre 

Bauern ist aufgehoben dnrch die Kurl. Bauer-Verordnung. 

Die Piltenschen Landtagschlüsse, uugedruckt, sind fast gar 

nicht vorhanden, eilte Berufung auf dieselben und eine Anwen­

dung ihrer ohnehin unbekannten Bestimmungen findet nicht statt. 

Von allen Piltenschen Quellen gelten daher auch in der Theorie 

nur die Piltenschen Statuten in ihren privatrechtlichen Theilen, 

denn Thl. IV. der Piltenschen Statuten über Verbrechen in 20 

Titeln ist durch den Criminaleodex ausgehoben. Die Piltensche 

Regiments-Formel mit Ausnahme des noch gültigen § 6 enthält 

nur öffentliches Recht, zum Theil nur vorübergehende Bestim-

mutigen und ist durch die veränderte Verfassung Piltens ganz 

obsolet geworden. 

Daß Pilten bis zur Unterwerfung unter Rußland 1795 

eilt selbständiger Staat war, daß selbst nach Unterwerfung 

unter Rußland Pilten trotz der Vereinigung mit Kurland zu 

einem Gouvernement bis 1819 besondere Verfassungen und 

Institutionen behielt, ist bekannt. 

I. I. 1819 wurde nämlich das Piltensche Landrathscolleginm 

ausgehoben und aus den Piltenschen Theilen eine fünfte Oberhaupt-

Mannschaft creirt, die Hasenpothsche, aber ohne genaue Beob-

achtuug der alten Grenzen Piltens; so wurde z. B. zur Ober-

hauptmannschaft Hafeupoth eine Menge Ordens-Knrländifcher 

Güter von Goldingen zngefchieden, nur die Piltenschen Kirch-

spiele Hasenpoth, Sackenhansen, Reithcutfett und Ambothen wur­

den belassen, das Kirchspiel ErWahlen zur Oberhauptmannschaft 
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Tucknm, die Kirchspiele Pilten und Dondangen zu Oberhaupt-

Mannschaft Goldingen geschieden'). 

Dadurch war denn die Territorialeinheit des Piltenschen 

Districts gänzlich zerstört, die verschiedenen Piltenschen Güter 

und Städte (Hasenpoth und Pilten) sind in verschiedenen Ober­

hauptmannschaften vertheilt2). 

So gilt demt in 3 Oberhanptmannschaften theilweise Knr-

ländisches, theilweise Piltensches Recht, je nachdem ein Gut oder 

eine Stadt aus Ordens-Kurland oder Pilten originirt. 

Dieser Umstand hat denn Veranlassung gegeben, daß die 

Piltenschen Rechtsquellen selbst des Privatrechts in der Praxis 

immer mehr außer Gebrauch kommen und durch die Quelleu 

des Kurläudischeu Laudrechts mehr und mehr verdrängt werden3). 

Aber auch andere Umstände außer der oben angeführten 

Aushebung der Territorialeinheit haben zur faetischeu Ver­

drängung der Piltenschen Statuten beigetragen. 

Dahin gehört der Umstand, daß Ordens- und Piltensche 

Güter eiuherrig, ja sogar zu eiuem Gute dauernd verbunden 

wurden, z. B. die Piltenschen Güter Assieten, Abelneeken, Elkesem 

mit dem Ordensgute Preeknln, das Ordensche Gut Drögen 

mit dem Piltenschen Gute Katzdaugeu, das Pilteusche Gut Zer­

renden mit dem Ordenschen Gute Birseu, das Pilteusche Gut 

Pewickeu mit dem Ordenschen Gute Labraggen, das Pilteusche Gut 

Dsiuteru uebst Upsehdeu mit dem Ordeuscheu Gute Appricken, 

mehrere Piltensche Gesinde mit dem Ordenschen Gute Virginahl 

und bergt. Fälle mehr. Innerhalb der Marken eines und des-

') v. Bunge 1. c. § 1, zumal Anm. b. 
2) v. Bunge 1. c. § 10, zumal Anm. f., das Verzeichnis der Pil-

tenschen Güter. 
3) v. Bunge 1. c. § 10. 
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selben Gutes müßte also theilweise Knrländisches, theilweise Pil-

tensches Landrecht gelten. 

Die aus diesen Umständen resnltirenden Unbeqnemlich-

leiten trugen das ihrige dazu bei, die Piltenschen Statuten in 

den Hintergrund zu drängen. 

Dazu kam noch, daß sehr wenige Exemplare der Pilten-

scheu Statuten überhaupt existirteu, daß man noch heute die 

Piltenschen Statuten auf den wenigsten der betheiligten Güter, 

ja nicht einmal bei allen für Pilten betheiligten Juristen findet. 

Mit der Aufhebung des Landrathscollegiums wurden die Pil­

tenschen Statuten von Jahr zu Jahr weniger angezogen, schwan-

den mehr und mehr aus dem allgemeinen Volksbewußtsein, ja 

theilweise ans dem Rechtsbewußtsein der Juristen, wozu eut-

schieden der § 6 der Piltenschen Regiments-Formel indirecten 

Anlaß gab, indem man das Kurl. Laudrecht, anstatt subsidiär, 

gleich unmittelbar zur Anwendung brachte. Um so leichter und 

zum Theil unbewußt machte sich das Bergessen der Piltenschen 

Statuten dadurch, daß sie mit den Kurl. Statuten oft gleiche, 

meist aber sehr ähnliche, im Ganzen wenig abweichende Bestim-

mungen und wenig speeififch Anderes enthalten. Nachstehende 

Vergleichung der Piltenschen Statuten mit dem Kurl. Land-

rechte wird die Wahrheit solcher Behauptung darthun. 

S ta tu ta  P i l tens ia .  The i l  I I .  T i te l  I I  vom He i -

rathen, enthält in seinem einzigen § die Bestimmung, daß 

die unter väterlicher Gewalt stehenden Personen ohne Einwil­

ligung ihrer Eltern nicht heircitheu dürfen, widrigenfalls sie der 

Verlust des halben Theils der zu hoffenden Erbschaft trifft. 

Der erste Theil dieses Gesetzes enthält Bestimmungen, die so-

wohl mit dem § 64 der Kurl. Statuten gänzlich übereinstimmen, 

wie auch Bestätigung finden in dem Kirchengesetz von 1832 
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§ G8 und § 71'); abweichend ist nur die zweite gedachte Be-

stimmnng über deu Verlust des halben Theils der zu hoffenden 

Erbschaft. Die Kurl. Statuten § 64 verbieten die Ehe der 

unter der väterlichen Gewalt stehenden Personen und geben den 

Eltern die ^Berechtigung, im Contraventionssalle die Enterbung 

auszusprechen. 9?ach dem Piltenschen Statut scheint es aber, 

daß ipsa lege der gegen das Gesetz Fehlende die halbe Erb­

schaft verliert, ohne daß im Testamente solches bestimmt würde, 

eine solche Heirath daher relativ zum Erwerbe der Erbschaft 

unfähig macht; wenigstens faßt Vitttge in seinem Kurl. Privat­

recht § 282 II. 1. b. dies auch so ans. Die Abweichung 

vom Kurl. Statut ist feine wesentliche, die ganze Strafbe­

stimmung des Piltenschen Statuts Wohl kaum jemals in praxi 

üblich gewesen. 

T i te l  I I I  von Vormundschaf ten .  §  1 .  f indet  d ie  

vollkommenste Parallele im § 67 der Kurl. Statuten; § 2. ge­

bietet die sofortige Anfertigung eines Inventars über das Pn-

pillenvermögen, also eine Bestimmnng, die ans Grundlage des 

gemeinen Rechts ohnehin in Kurland gilt2). 

§ 3. gebietet die sichere Anlage des Pnpillenvermögens, 

a lso  w iederum e inen Grundsatz  des  gemeinen Rechts  (Goschen 

Vorl. Bd. I V § 758), der ohnehin auch in Ordens-Kurlaud gilt. 

§ 4. spricht von der diligentia der Vormünder und 

stimmt wieder mit dem genteinen Recht überein3), indem der 

Tutor selbst für levis culpa haften soll4). 

§ 5. gebietet die Anlage der ersparten Zinsen, natürlich 

soweit sie nicht zum Unterhalte der Pupillen nöthig5). Diese 

') v. Buuge's Kurl. Privatrecht § 178. Nr. 2. 
2) v. Bunge 1. c. § 22. 
3) Gvschen I. c. § 767. Nr. 3. 
4) v. Bunge 1. c. § 225. 
5) et', ibidem § 9, v. Bnnge 1. c. § 222. Nr. 1. 
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Anordnung, ohnehin gemeinrechtlicher Natur, gilt auch iu 
Ordens-Kurland. 

§ 6. verbietet die Veräußerung der Pupillengüter ohne 

Coueurreuz der Vormundschaftsbehörden und findet seine Pa-

rallele in den §§ 70 uud 103 der Kurl. Statuten. Ohnehin 

kann nach nnserm jetzt geltenden Vormundschaftsrecht nur mit 

Genehmigung der Vormundschastsbehördeu solche Veränßernng 

statnirt werden '). 

§ 7. bezieht sich wieder auf die diligentia der Vormün­

der , ergänzt den gedachten § 4 und ist so wie jener dem 

gemeinen Recht consorm. 

§ 8. gebietet, daß der Vormund, wenn er mehr Zinsen 

empfangen, als er in Rechnung gebracht, das Doppelte ersetzen 

soll. Diese Bestimmung ist siugulär und ihre heutige Auwend-

barkeit fraglich, indem Wohl die Bestimmungen des Criminal-

gefetzbuches Platz greifen 2). 
§ 9. gebietet die jährliche Rechnungslage und stimmt dem 

Sinne nach überein mit Stat. Curl. § 72 und mit den Heu-

tigen gültigen Vorschriften3). 

§ 10. über Reinetten der Vormünder stimmt überein 

mit Stat. Curl. §§ 73 it. 74 und den auch in Ordens-Kur­

land allgemein gültigen Vorschriften4). 

§ 11. gebietet zunächst, wenn der Pupille die Volljährig-

feit erreicht, die Ableguug einer Generalrechuung und stimmt 

übereiu mit § 201 der Kurl. Statuten und den sonstigen Kurl. 

Bestimmungen 5). 

Abweichend ist die Bestimmung dieses §, daß der mündig 

!) v. Bunge 1. c. § 223. Nr. 3. 
2) v. Bunge 1. c. § 225. 
3) v. Bunge 1. c. § 224. 
4) v. Bunge 1. c. § 225 u. 226. 
5) v. Bunge 1. c. § 227, zumal Anm. a. 
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Gewordene innerhalb eines halben Jahres die Rechnung durch­

sehen und quittireu muß. Die Kurl. Statuten enthalten dar-

über gar keine Bestimmung, denn § 156 handelt von einem ganz 

andern Falle, nämlich von den exceptio erroris calculi bei 

bereits quittirten Rechnungen. 

§ 12. ist dem heutige« Vormundschaftsrechte durchaus eutge-

gen, dem zufolge der Vormund ebeu alles baare Pupilleuver-

mögen in sichern Werthpapieren anlegen soll, und somit von 

keiner weitereu Gültigkeit. 

§ 13. ist gauz gemeinrechtlich. 

§ 14. stimmt wieder mit dem gemeinen Rechte übereilt 

ltttd bezieht sich auf die diligentia des Vormundes, es gilt 

hier das oben ad § 4 Gesagte. 

§ 15. ohnehin gemeinrechtlich, stimmt übereilt mit Stat. 

Curl. § 69. 

§ 16. stimmt übereilt mit Stat. Curl. § 75. Nur schein­

bar ist die Abweichung am Ende des § 16. bezüglich des Scha­

denstandes. 

Was 'das  Vormundschaf ts recht  überhaupt  be t r i f f t ,  so  ge l ten  

besonders in dieser Lehre die Bestimmungen der Legislation 

seit der Unterwerfung und haben die Bestimmungen der ver-

schiedenen Statuten wohl ganz ausgeglichen ]). 

T i te l  IV  vom Ai t leh i i .  §  1 .  bes t immt ,  daß Dar lehen 

über 400 Floren stets gerichtlich eingeschrieben sein sollen, 

spricht aber nicht aus, daß sie im Contraventionssall nnklag-

bar, erscheint also ohne praetische Consequeuz, zumal da nach 

dem in subsidiutn geltenden § 122 der Kurl. Statuten selbst 

alle mündlichen Versprechungen klagbar find. 

§ 2. findet feine vollständige Parallele in den §§ 90, 

91 u. 133 der Kurl. Statuten. 

l) v. Bunge 1. c. § '214 bis 228. 
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§ 3. ist parallel mit Stat. Curl. §§ 90 it. 91. Der 

Sch luß d ieses  §  s t immt  übere in  m i t  S ta t .  Cur l .  §  89.  

§ 4. über die DePosition stimmt tut Wesentlichen überein 

mi t  S ta tu ta  Cur land ica  §  132,  nur  en thä l t  e r  d ie  we i te re  Be­

stimmung, daß der Gläubiger vou der Depositioit benachrichtigt 

werdeu soll. 

§ 5. enthält die ohnehin gemeinrechtliche Bestimmung, auch 

itt Ordens-Kurland gültig: dies interpellat pro liomine. 

§ 6. enthält die Strasbestimmung, daß wer seine Handschrift 

leugnet, die Schuld doppelt zahlen soll. Ob diese Bestimmung 

überall noch praetisch, dürfte doch zweifelhaft sein, und wäre 

ihr wohl durch den Criminaleodex derogirt. 

Zu bent er fett wäre noch, daß die in den Piltenschen Statuten 

enthaltenen obgedachteu Bestimmungen, in soweit sie sich ans 

Gelddarlehen beziehen, maunichsach durch die nettere Legislation 

ans russischer Zeit modisicirt sind '). 
T i te l  V  vom Geborg ten .  D ie  §§  1 .  b is  4 .  s t im­

men in den ausgesprochenen Priueipien gänzlich übereilt mit 

§ 92 der Kurl. Statuten, wie mit dem gemeinen Recht2). 

T i te l  V I  vom Hin terge leg ten  und ver t rau ten  

Gute. §§ 1. it. 2. stimmen vollkommen übereilt mit Stat. Curl. 

§93, nur enthalten die Piltenschen Statuten, sich mehr dem 

deutschen Rechte anschließend, die Bestimmung, daß der Depo­

sitar eidlich erhärten soll, daß der Schaden sich ohne sein Ber-

schulden zugetragen 3). 

T i te l  V I I  von Verp fändung.  §  1 .  s t immt  übere in  

m i t  Stat. Curl. § 98, § 2. mit Stat. Curl. § 97, § 3 mit 

*) S. überhaupt v. Bunge 1. c. §§ 78. 53. 54. 55. 5(5. 
2) Göschen 1. c. B. III. § 482. 

v. Bunge I. c. § 81. 
3) V. Buuge 1. c. 82. 
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Stat. Curl. § 94, § 4. mit Stat. Curl. § 214. Auch hier 

finden wir die Bestimmung, daß, geht das Pfand unter und der 

Gläubiger (Psaudiuhaber) beweist oder erhärtet mit seinen: Eide, 

daß solches ohne sein Verschulden geschehen, der Gläubiger zun: 

Ersatz des Schadens nicht verpflichtet ist. 

Das Abweichende und Auffällige bei de:: gedachten Be-

stiminuugeu der Titel VI u. VII liegt nicht etwa darin, daß 

den: Depositar und Pfandinhaber der Beweis der Unschuld auf-

erlegt wird, — de:::: dies stimmt mit den: gemeinen Rechte, faßt 

man die Lehre von der culpa so auf, wie sie Wohl jetzt all-

gemein angenommen wird, überein'), — sondern daß es dem 

Depositar und Psandinhaber gestattet sein soll, sich zum Eide zu 

erbiete::. Ob diese Vorschriften heute noch praetisch, dürste 

Wohl sehr fraglich sein. Es möchte deuselben vielmehr durch 

bei: iu Kurland anerkannten Grundsatz derogirt sein, daß Rie-

ntaiib sich zum Eide erbieten könne. 

T i te l  V I I I  vom Kaufen n i td  Verkaufen.  §1 .  ent ­

hält die bekannte Veränßernngsbeschränknng der Stammgüter. 

Will nämlich Jemand sein von agnatischen Aseendenten ererbtes 

Stammgut verkaufen, so muß er es zuvörderst dem nächsten 

Agnaten anbieten; thiit er dies nicht, so kann der nächste Agnat 

innerhalb der Frist von Jahr und Tag der Veräußerung wi-

dersprechen, d. h. die Remission des Geschäfts verlangen; hat 

der nächste Agnat dies versäumt, so kann er während der Ver­

jährungsfrist — jetzt innerhalb 10 Jahren — den Retract 

üben 2). 

Diese ganze Bestimmung steht isolirt im Piltenschen Kur-

laud da, iu Ordens-Kurland findet sich nichts Analoges, denn 

der in Ordens-Kurland vorkommende Retract ist nicht begrün-

>) Göschen 1. c. B. 111. § 392. 

2) v. Bunge § 108 it. 173. 
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bet ipsa lege, sondern nur wo schriftliche nnb wohliugrossirte 

Verträge benselbeu stipulireu l). 

Daß seit langer Zeit bieser § nicht berücksichtigt werben, 

mag zugegeben werben, während man Wohl nicht behaupten 

kann, baß er burch eilt entgegenstehendes Gewohnheitsrecht 

aufgehoben werben. 

§ 2. verbietet deu Verkauf von fremden Sachen2), enthält 

also etwas ganz Gemeinrechtliches, er setzt aber auch eine Geldbuße 

fest, die jetzt gegenüber dem Criminalcodex nicht praetisch sein dürste. 

§ 3. handelt von der laesio enormis, weicht jedoch von 

den Kurl. Statuten ab. Die Pilt. Stat. geben dem Verkäufer, die 

Kurl, dem Käufer das Anfechtungsrecht, erstere sprechen von allen 

Veräußerungsverträgen, letztere nur vom Kauscoutraet. Judeß 

hat die Praxis lange nicht nur dem Verkäufer, sondern auch 

dem Käufer, Überhaupt beiden Centrahenten bei oneröseu Ver-

äußerungsverträgen das Anfechtungsrecht zugestanden, jedoch nur 

wenn der Gegenstand den Werth von 500 Polnischen Gulden 

oder 75 Rbl. S. hat; und gilt dies gleichmäßig in Pilten 

wie in Kurland, wie eine ganz unbestrittene Praxis darthun 

soll, was bezüglich der Summe doch fraglich wäre3). 

Der Nachsatz dieses § bezüglich solcher Geschäfte zwischen 
Vormund und Pupillen dürfte seine Parallele finden in den 

Kurl. Stat. §§ 70 u. 71. 

§ 4. stimmt wertlich überein mit Stat. Curl. § 994). 

§ 5. stimmt übereilt mit Stat. Curl. § 1065). 

T i te l  IX  von Gewähr le is tung.  §  1 .  u .  2 .  d ieser  Vor ­

schrift enthalten nur Bestimmungen des genteinen Rechts und 

1) v. Bunge 1. c. § 173. 
2) v. Bunge 1. c. § 83. 
3) v. Bunge 1. c. § 84. 
4) v. Bunge 1. c. § 83. Nr. 1. 
5) V. Bunge 1. c. § 103. 
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stimmen überein mit einem § der Kurl. Stat., der in der 

B i rcke lscheu Ausgabe wen igs tens  gänz l ich  feh l t ' ) .  
T i te l  X  vom Vermie th  en.  §  1 .  g ieb t  dem Vermie­

ther oder Verpächter das Pfandrecht an den invectis et illatis 

des Miethers und findet im § 108 der Kurl. Stat. wie im 

gemeinen Recht feilte Bestätigung2). 

§ 2. giebt dem Miether das Recht der Afterverpachtung, 

das iu Grundlage des gemeinen Rechts auch iu Ordens-Kur-

laud gilt 3). 

§ 3. ist gleichlautend mit § 114 der Kurl. Statuten. 

§ 4. über Dienstboten-Miethe stimmt überein mit Stat. 

Curl. § 220 4), nur die Strafbestimmung des Piltenschen 

Statuts ist höher als des Kurländischen, beide dürften iudeß durch 

den Criminaleodex außer Kraft gesetzt feilt. 

§ 5. stimmt dem Sinne nach überein mit Stat. Curl. 

§ 2215). 

T i te l  X I  von Gefe l l schaf t  n .  s .  w .  D ie  §§  1 .  i t .  

2. enthalten erbrechtliche Bestimmungen, nicht vertragsrechtliche6), 

und zunächst den Grundsatz, daß bei nngetheilter Erbschaft Ge-

winn uud Schadeu deu Erben gemeiufchaftlich sein soll, also 

eine Vorschrift, die ohnehin gemeinrechtlich. Im weitern Ver-

folg handelt dieser § von der Lehre der Collation und stimmt 

übereilt mit Stat. Curl. § 183 7), ttitr der vom Conserireuden 

geforderte Manifestations-Eid ist eigenthümlich uud vom Kur-

läudischeu Rechte abweichend. 

') v. Bunge 1. c. § 83. Nr. 4. 

2) v. Bunge 1. c. § 85. Nr. 8, § 164. Nr. 1. 
3) v. Bunge 1. c. § 85. Nr. 7. 
4) v. Bnnge 1. c. § 86. Nr 3. 
5) v. Bunge 1. c. § 86. Nr. 3. 
6) v. Bunge 1. c. § 95. 
7) v. Bunge 1. c. § 290. 
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§ 2. über die Erbtheilnng handelnd, ist ganz gemeinrechtlich. 

T i te l  X I I  von Bürgschaf t .  §  1 .  s t immt  übere in  mi t  

Stat. Curl. §§ 123 it. 139. Was die weiter gedachte Urfehde 

anbelangt, so ist diese nicht mehr praetisch. 

§ 2. daß der Erbe für die Bürgschaft des Erblassers 

haftet, stimmt überein mit Stat. Curl. § 124. 

§ 3. über die Novation bei der Bürgschaft, stimmt überein 
mit Stat. Curl. § 124. 

§ 4. über die exceptio ordinis, stimmt überein mit Stat, 

Curl. § 125. 

§ 5. über die exceptio divisionis, stimmt üb er ein mit 

Stat. Curl. § 126. 

§ 6. ist fast gleichlautend mit Stat. Curl. § 127, ebenso 

§ 7. mit Stat. Curl. § 128. 

Die wörtliche Uebereinstimmnng aller dieser §§ mit den 

Kurl. Statuten ist hier besonders auffällig '). 

T i te l  X I I I  bo i t  Z iu fen .  §  1 .  das  Z insverbot  gegen­

über armen Leuten, ist ohne praetische Gültigkeit2). 

§ 2. enthält die Bestimmung, daß 6 % Zinsen landes­

üblich uud stimmt überein mit dem eigentlich Kurländischen 

Rechte, Landtagsabschiede von 1658 § 12 uud von 1778 § 14:t). 

Die Strafe des Zinswuchers ist aber nach dem Crimiual-

codex zu beurtheileu4). 

§ 3. über Verzugszinsen und Schaden dnrch verspätete Zah-

hing, stimmt überein mit Stat. Curl. § 89. 

§ 4. über Conventionalpoenen, stimmt wieder überein mit 

Sta t .  Cur l .  §  89.  

1) v. Bunge 1. c. § 97. 
2) v. Buuge 1. c. § 62. Anm. a. 
3) v. Bunge 1. c. § 62. 
4) v. Bunge 1. c. § 62. Anm. i. 
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§ 5. daß ein zu billiger Berkauf oder eine selche Autiehrese 

oder Erbpfandvergabung keinen Zinswucher enthalte, stimmt 

überein mit dem gemeinen Recht. 

T i te l  X IV von Paeten und Ver t rägen.  §  1 .  s t immt  

überein mit Stat. Curl. §§ 122, 123 u. 139. 

§ 2. stimmt überein mit Stat. Curl. § 121, im Uebri-

gen auch mit den gemeinrechtlichen Vorschriften über die ex­

ceptio non adimpleti contractus '), und findet auch feine 

Bestätigung in dem Manifest der Kurl. Ritterschaft vom 17. 

März 1795. 

§ 3. ist ganz gemeinrechtlich. 
§ 4. über die exceptio erroris calculi, dürfte überein­

stimmen mit Stat. Curl. § 156. 

§ 5. erscheint als ganz gemeinrechtlich, desgleichen 

§ 6. und stimmt dem Sinne nach überein mit Stat. 

Curl. §§ 122, 123, 139. 

T i te l  XV von er  Wiedere insetznng in  den vor igen 

Stand. § 1. über die Restitution der Minderjährigen stimmt 

überein mit Curl. Stat § 157 und weicht nur iit der Frist-

bestimmung ab. Die Pilteuscheu Statuten gewähren beut voll­

jährig Gewordenett eine Frist von 4 Iahren znr Nachsnchnng 

der restitutio in integrum, während die Kurl. Statuten 

diese Frist auf 3 Jahre beschränken2). 

§ 2. über die restitutio in integrum anderer Personen 

handelnd, stimmt überein mit Stat. Curl. § 157 und den ge­

meinrechtlichen Vorschriften. 

T i te l  XVI  von St raßenf re ihe i t .  §  1 .  s t immt  über ­

ein mit dem Kurl. Laudrechte^). 

!) v. Bunge 1. c. § 75. Anm. d. 
2) V. Bititgc I. c. § 228. 
3) V. Billige 1. c. § 112, zumal Anm. Ii. 
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§ 2. sicheres Geleit betreffend, ist überhaupt nicht mehr 

praetisch. 

§ 3. stimmt überein mit Stat. Curl. § 81 und nur iu 

der Strafbestimmung divergireu diese §§. 

§ 4. stimmt überein mit Stat. Curl. § 135, nur diver-

girt wieder die Strasbestimmuug. Die im § 4 der Pilten­

schen Statuten erwähnte Schadenstandsverpflichtung ist ohnehin 

im gemeinen Rechte begründet. 

§ 5. bezüglich des Brückenmeisters, erscheint obsolet. 

Ueberhanpt dürften sänimtliche Bestimmungen der Pilteu-

scheu Statuten sowohl durch die Wegeordnnug vou 1801, wie 

durch Verschiedeue neuere Bestimmungen den im eigentlichen 

Kurland gelteudeu Rechten gleichgestellt wordeu sein '). 

T i te l  XVI I  von Ho lzuug,  Grasung und F ischere i  

auf eines Andern Boden. § 1. stimmt überein mit Stat. 

Curl. § 35 u. § 224. 

§ 2. enthält nur bezüglich der Strafbestimmuug etwas Ei-

geuthümliches. 

§ 3. stimmt überein mit mehrfachen Kurläudischeu Land-

tagsschlüssen 2). 

Die Strafen ad §§ 2 n. 3 dürften kaum mehr üblich feilt 

und werden durch den Crimiualcodex reprobirt. 

T i te l  XVI I I  von Jagden.  §  1 .  d ie  f re ie  Jagd des 

Adels betreffend, ist eonform mit dem Privilegium Sigismund! 

Augusti von 1561, Art. 21. und verschiedenen Land tags-

schlüsselt3), imgleichen bestätigt das Kurl. Recht, was bezüglich 

des Schadens die Piltenschen Statuten bestimmen4). 

1) v. Bunge 1. c. §§ 111 u. 112. 
2) v. Bunge 1. c. § 114, zumal Anm. e. 
3) v. Buuge 1. c. § 116, zumal Anm. a. 
4) v. Bnnge I. c. § 117. Nr. 3, zumal Anm. h. 
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§ 2. bezüglich der Hegezeit, gilt dieselbe jetzt wie in 

Kurland^), nur die Strafbestimmnng ist wiederum abweichend vom 

Kurl. Recht, bei diesem 50 Thlr., bei jenem 50 Floren Poln. 

§ 3. stimmt wiederum übereilt mit dem Kurl. Rechte 2). 

T i te l  X IX vou B ienengerecht igke i t .  A l le  d iese 

Bestimmungen dürften heute vou keinem praetischen Werthe 

seht3) und finden tut Wesentlichen ihre Bestätigung im § 84 

der Kurl. Stat. 

T i te l  XX vou erwachsenden Juse lu  oder  Ho l -

mett. § 1. findet keinen Parallel-K der Kurl. Statuten, ist 

dagegen verbotenus dem gemeinen Rechte entnommen4). 

T i te l  XXI  von I  ahrmärk ten .  §  1 .  s t immt  w ieder  

übereilt mit dem Kurl. Rechte, jedoch bedars es jetzt überhaupt 

stets der obrigkeitlichen Bestätigung. 

T i te l  XXI I  vou Ver jährungen!  §  1 .  bes t immt ,  daß 

bewegliche Sachen, ausgenommen die so zur Erbschaft gehören, in 

Jahr uud Tag durch Verjährung erworben werden sollen. 

Diese Bestimmungen über die erwerbende Verjährung sind 

in  doppe l te r  Bez iehung abweichend vom Kur l .  Recht :  

a. bezüglich der Frist, indem diese in Kurland für beweg­

l iche Sachen 3  Jahre  bet räg t ,  w ie  im gemeinen Recht 5 ) ;  

h. hinsichtlich der Verjährung beweglicher Güter, welche zur 

Erbschaft gehören, ist dem Kurl. Rechte eine längere 

Verjährungsfrist als 3 Jahre freutd6). 

§ 2. Erbschaften ltud unbewegliche Güter sollen erst in 

30 Jahren und Jahr und Tag ersessen werden. 

*) v. Bunge 1. c. § 117. Nr. 1, zumal Anm. b u. c. 
2) v. Bunge I. c. § 116, zumal Anm. d. 
3) v. Bunge I. c. § 136. Nr. 2, zumal Anm. <1. 
4) Göschen I. c. B. II. § 270. — v. Bunge 1. c. § 123. Nr. 2. 
6) V. Bunge 1. c. § 133. Nr. 2. 
6) v. Bunge 1. c. § 133. Nr. 2. 
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Die Kurl. Statuten haben dagegen die Frist von 6 Jah­

ren inter praesentes, von 12 Jahren inter absentes 

§ 3. Gestohlene und geraubte Güter sollen, vom bonae 

fidei possessor iu 30 Jahren, von dem Diebe oder dessen Erben 

nie durch Verjährung erworben werden; und weicht dieser § in­

sofern wie bezüglich der Verjährungsfrist vom Stat. Curl. § 

104 ab, welcher gestohlene und geraubte Sachen selbst vom 

bonae fidei possessor nie durch Verjährung erwerben läßt2). 

§ 4. bestimmt, daß gegen Minderjährige, Unmündige, Ge-

fangene und legal Abwesende die Verjährung überhaupt nicht 

lausen soll. Ob dieser § sich auf die Aequisitivverjähruug oder aus 

die Klagenverjährung bezieht, ist mehr als fraglich, v. Bunge 3) 

bezieht tiefen § nur auf die Klageuverjähruug. Dieser § findet 

alsdann seine Bestätigung in Stat. Curl. § 151. 

§ 5. Kein Zinsmann soll das Zinsgut, fein Pfandhaber 

das Pfandgut durch Verjährung erwerben, findet feine Parallele 

in Stat. Curl. § 152, und ist schon gemeinrechtlich wegen 

mangelnder bona fides die Verjährung unmöglich4). 

§ 6. bestimmt, daß mündliche Injurien in einem Jahre 

verjähren, während Stat. Curl. § 145 diese Frist auf 6 Mo­

nate beschränken. Jedoch find beide Fristen wohl dnrch den 

Crimiualcodex modisieirt. 

§ 7. läßt Crimiualverbrecheu iu 20 Jahren verjähren, im 

Gegensatz zu Stat. Curl. § 150, welche die 6jährige Dauer 

annehmen. Die Fristen beider Gesetze sind dnrch den Criminal-

codex modisieirt. 

Servituten werden in Pilten wie in Ordens - Kurland 

durch 10 Jahre dauernde erwerbende Verjährung erworben, 

1) Stat. Curl. § 147. 
2) v. Bunge 1. c. § 133. Nr. 1 it. 2. 
3) v. Bunge 1. c. § 126. Anm. h. 
4) v. Bunge 1. c. § 125. Nr. 3. 
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und Stat. Pilt. § 8. sprechen mit dein gemeinen Recht übereiustim-

inend nur aus, daß der Besitz kein verheimlichter sein soll'). 

Man nimmt in der Regel an, daß die Kurl. Statute» zur 

erwerbenden Verjährung bona fides continua, die Piltenschen 

dagegen nur bona fides zu Aufaug der Verjährung ver-

langen 2). 

Jndeß dürfte dies doch fraglich fem, und aus deu Worteu 

des § 2. Tit. 22: „so mit mit gutem Gewissen einer erlanget", 

folgt noch gar nicht, daß nur bei dem Ansauge, nicht bei der 

Fortsetzung bona fides nöthig sei. § 6. der Piltenschen Regiments-

Formel verweist zudem auf das Kurl. Recht als Piltensches 

Hülssrecht, und bei der Unklarheit dieses § der Piltenschen Sta­

tute», bei der Bestimmtheit dagegen der Kurl. Stat. uud des 

gemeinen Rechts, welches bona fides continua ausdrücklich er­

fordert ^), muß mau geueigt feilt f dieselbe auch für das Pil-

teusche Recht zu fordern; denn: 
„Statuta sunt ita interpretanda, ut a jure communi 

„quam minime recedant." 

Ueber die Dauer der Klageuverjähruug enthalte« die Pilteu-

scheu S ta t .  ke ine  ausdrück l i che Bes t immung,  Th l .  I I .  T i t .  IX ,  §  1 .  

bestimmt nur, daß der Verkäufer 30 Jahre hindurch Evietiou 

leisten soll, woraus man denn geschlossen hat, daß in Pilten 

die gemeine Klagenverjährung die 30jährige sei. Dieser Schluß, 

an sich bedenklich, ist von der Praxis nie anerkannt worden, die 

vielmehr, bei dem Mangel einer ausdrücklichen Bestimmung des 

Piltenschen Statuts, iu Grundlage des § 6 der Piltenschen Regt-

ments-Formel den § 149 der Kurl. Statuten und damit die 

5jährige Klagenverjährung zur Auweuduug brachte4). 

!) Göschen I. e. B. 11. § 310. Seite 269. IL Nr. 1. 
2) v. Bunge 1. c. § 125 Anm. b. 
3) Göscheu I. c. B. II. § 258. S. 113. Nr. 6 a. E. 
4) v. Billige 1. c. § 59 a. E. 
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Bemerkt mag nur noch werden, daß jetzt sowohl in Or-

dens- wie Piltens-Kurland bei erwerbender wie bei erlöschender 

Verjährung feine längere Frist als 10 Jahre gilt'). 

I i i .  The i l .  T i te l  I .  von den Erben.  §  1 .  weich t  

in doppelter Beziehung von den Kurl. Statuten ab: 

a. Ein Testament, so der Testator selbst geschrieben, hat 

seine volle Kraft, ohne Zuziehung von Zeugen, ohne son-

stige Formalitäten. Die Kurl. Statuten gestatten im 

§ 62 uur für das testamentum patris inter liberos 

diese privilegirte Fonti2). 

b. Die Piltenschen Statute» verlangen, wenn der Testator 

das Testament nicht eigenhändig geschrieben, die Znzie-

hnng dreier adeligen Testamentszeugeu, während die 

Kurl. Statuten §§ 163 it. 166 nur die Zuziehung 

zweier Zeugen, die nicht vom Adel zu fein brauchen 

und auch Weiber fein können, verordnet. 

§ 2. enthält die Enterbnngsnrsachen, stimmt mit § 168 der 

Kurl. Stat. im Wesentlichen überein und gilt bezüglich der 

Enterbungsnrfachen sowohl in Pilten wie iu Kurland das ge­

meine Recht3), denn das Piltensche Statut macht auf Voll-

ständigkeit keinen Anspruch. 

§ 3. ,,Alte väterliche Stammgüter können durch Testa-

meute nicht vergeben werden." Dieser §, ganz deutschrecht­

lich, findet im Kurl. Landrechte feine directe Parallele4); es 

scheint aber allerdings, daß tu der Praxis auf Grundlage des altern 

Rechts unbewegliche Güter, die wiederholt von männlichen De-

scendenteu auf männliche Defcendenten geerbt, dnrch Testamente 

!) v. Bunge 1. c. § 59. § 126. § 135. 
2) v. Bunge 1. c. § 162. 
3) v. Bunge 1. c. § 271, zumal Nr. 2. 
4) v. Bunge 1. c. § 269. 
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nicht vergabt werden sollen, indeß erscheint diese Materie im 

Kurl. Recht eontrovers genug'). 

§ 4. über die Erbschastschuldeu uud die quarta Falcidia 

findet seine Parallele in den Kurl. Statute» §§ 144 u. 204, 

ist überhaupt gauz gemeinrechtlicher Natur uud gilt daher auch 

iu Ordens-Kurland 2). 

§ 5. über die erste Klasse der Intestaterben, stimmt im 

Allgemeinen mit § 176 der Kurl. Statuten überein und weicht 

nur darin ab, daß nach Piltenschem Statut die Töchter feinen 

Erbtheil, sondern nur eine Aussteuer erhalten, während nach 

Kurl. Rechte, Statuta § 177, die Söhne ein jeder 3 Erbtheile, 

die Töchter eine jede 1 Erbtheil erhalten. Eine alte constantc 

Praxis läßt jedoch in Pilten die Töchter wie in Ordens-Kur­

land erbett3). 

§ 6. stimmt überein mit Stat. Curl. § 179. 

§ 7. obgleich sehr undeutlich ausgedrückt, stimmt übereilt 

mit Stat. Curl. § 181. 

§ 8. stimmt überein mit Stat. Curl. § 185. uud wird 

durch denselben ergänzt. 

§§ 9. it. 10. stimmen überein mit Stat. Curl. § 176. 

§ 11. handelt von der 2. Klasse der Intestaterben, ebenso 

§§ 12. 13. 14., sie stimmen überein mit Stat. Curl. §§ 172 

it. 188, überhaupt wird diese ganze Lehre ganz gemeinrechtlich 

behandelt4). 

Zwar deuten die Piltenschen Statuten daraus hin, daß in 

dieser Klasse die Schwestern itt Coneurrenz mit Brüdern nicht 

Erben sind, sondern nur ausgesteuert werden, indeß beachtet die 

!) v. Bunge I. c. § 269 u. 271. 
2) v. Bunge I. u. § 285. 
3) v. Bunge I. c. § 244. 
4) v. Bunge 1. c. § 245. 
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Praxis dies nicht, läßt Männer und Weiber zu gleichen Th ei­

len erben und giebt den Männern nur deu Vorzug zum Na-

tnralbesitz der Güter l). 

§ 15. handelt von der 4. Klasse und ist ganz gemein-

rechtlich 2). 

§ 16. enthält den allgemeinen Grundsatz, daß politischer 

Tod dem physischen Tode gleich steht und daß das Vermögen auf 

die Erben übergeht, wenn dasselbe nicht durch die Strafe des 

Verbrechens eonfiseirt wird. 

§ 17. der Piltenschen Statuten steht ohne Parallele in 

den Kurl. Statuten und dem gemeinen Rechte da. 

§ 18. bestimmt, daß die beerbte Wittwe in Concnrrenz 

mit ihren eigenen Kindern, so lange sie nicht zur zweiten Ehe 

schreitet, die Berechtigung hat, unter Zuziehung von Mitvor-

mündern das Vermögen zn verwalten und über das Vermö-

gen der Unmündigen eine tutela fructuaria zu führen. Dies 

stimmt überein mit Stat. Curl. § 201. Man hat meist, im 

Gegensatz zu den Kurl. Statuten, im § 18 der Piltenschen 

die abweichende Bestimmung gesehen, daß die Mutter stets eine 

Mitvormundschaft zuziehen müsse. Diese allgemein verbreitete 

Ansicht ist aber irrig, denn § 67 der Kurl. Statuten enthält 

wörtlich die Bestimmungen des § 18 der Piltenschen. Zur 

abweichenden Ansicht kam man, indem man den § 201 der 

Kurl. Statuten ohne Znratheziehnng des § 67 vor Augen hatte. 

§ 19. spricht von dem Falle, daß sich die beer'bte Wittwe 

von den Kindern absondern will, dann sollen zunächst Ehestis-

tnng und Testament entscheiden, die Ehestistung soll aber dem 

Testamente  vorgehen.  D iese Best immungen f inden s ich  wör t ­

lich wieder in Stat. Curl. §§ 189 n. 192. 

1) v. Bunge 1. c. § 245, zumal Anm. cl. 
2) v. Bunge I. c. § 246, zumal Anm. c. 
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§ 20. bestimmt, daß wenn Testament und Ehestiftung feh­

len, die beerbte Wittwe ein Leibgeding erhält, an dem ihr, so 

lange sie nicht zur zweiteu Ehe schreitet, die Verwaltung, ent-

gegengesetzten Falles nur die Nutznießung zusteht. Diese Be-

stinnnnng ist abweichend vom Kurl. Recht, nach welchem die 

beerb te  Wi t twe in  so lchem Fa l le  nach §§  190,  191 i t .  193 

die Wahl zwischen Rücknahme ihrer Jllaten, dem dotalitium 

und einem Tochtertheile hat. Eine alte conft(inte Praxis hat 

wegen der Unbestimmtheit des § 20. der Piltenschen Statuten 

seit jeher die erwähnten Bestimmungen der Kurl. Statuten 

auch iu  P i l ten  zur  vo l len  Anwendung gebracht ' ) .  

§ 21. spricht von der unbeerbten Ehe und bestimmt, mau 

solle unterscheiden: 

a. wenn die Wittwe ihrem Manne Vermögen eingebracht, 

so erhält sie die doppelten Renten ihrer Jllaten als dota­

litium, so lange sie lebt; 

b. hat sie nichts eingebracht, so erhält sie eilt Gewisses 

nach redlicher Leute Ermessen. 

Dieser § weicht vom § 196 der Kurl. Statuten gänzlich 

ab, der der unbeerbten Wittwe die Hälfte des ehentäitnlichen 

Vermögens als Erbschaft zuweist. 

Die Bestimmungen dieses § wegen Testament und Ehe- -

stiftung stimmen wiederum überein mit Stat. Curl. §§ 189 
it. 192. 

§ 22. spricht nicht von dem Erbrechte der Wittwe, son-

dern von dem Unterhalt und der Aussteuer der Töchter, und 

ist dies oben ad § 5. erörtert worden. 

§ 23. giebt der beerbten wie der unbeerbten Wittwe das 

Trauerjahr und stimmt überein mit §§ 195 it. 197 der Kurl. 

Statuten. Die Bestimmung der Pitt. Statuten, daß der Erbe 

*) v. Bunge 1. c. § 253. Nr. 1, zumal Anm. d. 
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die Begräbnißkosten tragen muß, findet sich in den Kurl. Stat. 

nicht ausdrücklich. 

Die §§ 24. 25. 26. verordnen, daß die Wittwe, beerbt 

oder unbeerbt, zu freiem Eigenthum erhalte die Hälfte aller fah-

reuden Habe, d. i. groß und klein Vieh, Hansgeräthe, Bettge-

wand und ihren Schmuck, nicht aber gehört zur fahrenden Habe 

Baarschaft, Silber, Gold. Diese Bestimmung weicht von den 

Kurl. Stat. § 194 gänzlich ab, welcher der Wittwe den zehn-

teil Theil des baaren Geldes als praecipuum zuweist, bezüg­

lich Vieh und Mobiliarvermögen sie aber nur gleichberechtigt 

erben läßt. 

§ 27. bestimmt, daß die schwangere Wittwe, bis sie gene­

sen, nicht ans des Mannes Gütern vertrieben werden kann. 

§ 28. daß der Erbe, um auf die Erbschaft ein wachsames 

Auge zu haben, wohl zur Wittwe iiVe Haus oder Gut kann, 

sich aber die Erbschaft nicht anmaßen soll. 

Diese Bestimmungen werden iu den Kurl. Stat. nicht wieder­

holt, folgen indeß iudireet sowohl ans dem auch in Kurland der 

Wittwe zustehenden Wittwenjahre !), wie aus den Rechten des 

nächsten Erben; daß die Wittwe aber innerhalb der ersten 30 

Tage nach des Mannes Tode nicht gedrängt werden solle, be-

stimmen auch Stat. Curl. § 205 2). 

T i te l  I I  vom Heergerä the .  §§  1 .2 .3 .  f inden ih re  

Parallele im § 203 der Kurl. Statuten, sind aber durch die 

modernen Verhältnisse in Kurland wie in Pilten gänzlich nn-

anwendbar 3). 

') Stat. Curl. §§ 195 u. 197. 
2) Ueber das Erbrecht der Wittwe u. f. w. vergl. überhaupt v. Bunge 

I. c. §§ 250. 252. 253. 
3) v. Bunge 1. c. § 247. 
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• * ** § 4. ftinmtr int Prineip nberein mit Statuta Curlandica 

§175 ' ) .  

Resnmirt man knrz die Resultate obiger Vergleichuttg, so 

ergiebt sich ad Thl. II. Tit. IL, daß die Abweichung jedenfalls 

eine unwesentliche, ad Tit. III., daß die Piltenschen Bestim­

mungen in allen wesentlichen Beziehungen mit dem gemeinen 

Rechte und den Kurl. Stat. übereinstimmen, die Abweichungen 

nur sehr geringe sind. Ad Tit. IV gilt das Gleiche, ebenso 

ad Tit. V. Ad Tit. VI und VII findet im Wesentlichen 

dasselbe statt, mit der geringen Ausnahme, den erwähnten Eid 

betreffend. — Tit. VIII — mit Ausnahme des § 1, Ver­

äußerung des Stammguts, — Tit. IX, Tit. X, Tit. XI — 

mit Ausnahme der Bestimmung über den Eid, — Tit. XII, 

Tit. XIII — mit Ausnahme der Bestimmung über das Zinsen­

nehmen von armen beuten, — Tit. XIV, Tit. XV — abge­

sehen von der Verschiedenheit der Frist, — Tit. XVI, Tit. 

XVII, Tit. XVIII, Tit. XIX, Tit. XX, Tit. XXI sind ent-

weder ganz gemeinrechtlich oder ganz adäquat dem Kurl. Land-

recht ,  — im T i t .  XXI I  s ind  nur  im Wesent l i chen d ie  F r is ten  

der Verjährung vom Kurl. Landrechte abweichend. Was den 

Thl. III, Tit. I anlangt, so sind die Grnndprineipien des 

Erbrechts im Allgemeinen dieselben wie in Ordens-Kurland, 

die Abweichungen treten nur hervor bei der Testamentsform, 

bei den Stammgntern, bei dem mangelnden Erbrechte der Töch-

ter — das aber jetzt nach Kurl. Rechte geregelt wird, — bei 

dem Erbrechte der Wittwe. — Tit. II vom Heergeräthe, ist 

wie bemerkt itnpractifch. 

Somit dürste die oben aufgestellte Behauptung wohl ge­

rechtfertigt fein. 

') v. Bunge I. c. § 231. 

2 * 
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;  . . .  

Erwägt man nun, daß die AnwendunHtPvner verschiedenen 

Landrechte in einer Oberhauptmannschaft, in einem Kirch-

spiel, ja selbst auf einem Gute, mannichsach zn Collisionen führt, 

erwägt man, daß die Bestimmungen des Piltenschen Statuts 

ohnehin ans dem allgemeinen Rechtsbewußtsein geschwunden sind, 

berücksichtigt mau, daß die Abweichung der Piltenschen Statuten 

vom Kurl. Landrechte, abgesehen vou den Verjährungsfristen, 

vom Stammgute, vou dem Erbrechte der Wittwe und von der 

Testamentsform, ganz unwesentlich ist, beachtet man endlich, 

daß die Anwendung vieler dieser abweicheudeu Bestimmnugeu 

fraglich geworden, so dürfte die im Eingang gestellte Frage 

Wohl dahin zu beantworten sein: 

Es ist wünschenswert^, daß das Piltensche Sta-

tu t  au fgehobe u  und d  a  ß  e twa s ich  e m p  s  e  h  -

leude Best immungen desse lben l ieber  in  das  

Kur länd ische Landrecht  a ls  gemeingü l t ig  h in -

übergenominen würden.  

Dabei versteht es sich von selbst, daß weil: „lex acl prae-

ter i ta  non es t  t rahenda" ,  a l le  i n  der  Bergange i the i  t  

auf das Piltensche Statut begründeten Rechtsverhältnisse ae-

wahrt und nach diesem Gesetz beurtheilt werden müssen; her-

vorzuheben wäre namentlich, daß z. B. bezüglich der restitutio 

in integrum und der Verjährungsfristen die gedachten Fristen 

be i  schon begonnenen Verhä l tn issen e ins twe i l ig  in  

Gültigkeit bleiben müßten, weil sonst eutweder die Rechte des 

durch die Verjährung Gewiuueudeu oder Verlierenden beeilt-

trächtigt würden. 


